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berlin/kiew.  In einem Inten-
sivtraining wurden Besatzun-
gen in Deutschland ausgebil-
det. Nun sind die Waffensys-
tems in der Ukraine angekom-
men. Das bestätigte Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) am 
Montag. „Wir haben geliefert 
wie angekündigt“, sagte Scholz. 
Mitte März hatten die Besat-
zungen der Panzer ihre Ausbil-
dung auf dem Leopard mit 
einem Gefechtsschießen abge-
schlossen. Über den Transport 
der Panzer hatten Regierungs-
stellen wie bei anderen Waffen-
systemen aus Gründen der Ge-
heimhaltung und Sicherheit 
nichts öffentlich mitgeteilt. Die 
Bundesregierung hatte am  25. 
Januar nach längerem innen-
politischen Ringen das Ziel 
ausgegeben, „rasch zwei Pan-
zer-Bataillone mit Leopard-2-
Panzern für die Ukraine zusam-
menzustellen“. dpa

Kampfpanzer 
in Ukraine 
eingetroffen
Aus Deutschland wurden 
18 moderne Panzer vom 
Typ Leopard 2A6 geliefert.

Es ist selten, dass Umweltpoli-
tiker sich bei ihrem Einsatz für 
den Klimaschutz ausgerechnet 
auf die Autoindustrie berufen, 
gegen deren Produkte sie jah-
relang zu Felde zogen. Bei der 
aktuellen Debatte um das Aus 
für den Ausstieg aus der Ver-
brennertechnologie ist das an-
ders. Der Stuttgarter EU-Abge-
ordnete Michael Bloss etwa, 
Verhandlungsführer der Grü-
nen zu dem Thema im EU-Par-
lament, ernennt gleich neun 
Autokonzerne zu Kronzeugen 
seiner Forderung nach einem 
baldigen Ausstieg. Von Audi 
über Volvo, Volkswagen und 
Ford bis zu Mercedes reicht die 
Liste der Konzerne, die nun sei-
ne Kritik an der Lockerung des 
Ausstiegs untermauern sollen. 
Sie alle haben sich eigene Ziele 
für den Ausstieg aus dem Ver-
brenner gesetzt. Warum, so die 
nahe liegende Frage, soll man 
eine Technologie erlauben, die 
die Industrie ohnehin aufgeben 
will?

Während die Klimapolitiker 

ob ein völliges Verbrenner-Ver-
bot auch dem Klima am besten 
nutzen würde, für das Bloss und 
seine Kollegen eine größere 
Verantwortung tragen als für 
die Geschäftsinteressen der 
Autobauer. Ohne synthetische 
Kraftstoffe, für die die EU nun 
eine Schneise in das Regelwerk 
geschlagen hat, gibt es keine 
Chance, die über eine Milliarde 
bereits gebauter Verbrenner-
fahrzeuge klimafreundlich zu 
machen.

Weder bei den Flotten-
grenzwerten noch bei der Be-
steuerung werden die Klima-
wirkungen der E-Fuels bisher 
aber anerkannt. Sie werden 
deshalb trotz des immensen 
Bedarfs kaum produziert – und 
wenn, dann zu immensen Kos-
ten. So ernst die Bekenntnisse 
der Hersteller zum alleinigen 
Vorrang des E-Autos auch ge-
meint sind – die von ihnen ge-
tragene, parallel betriebene 
Lobbyarbeit der Autoindustrie 
zielt darauf ab, die Tür zum Ver-
brenner offenzuhalten.

den Konzernen beim Kampf 
gegen schädliche Abgase noch 
schnöde Gewinnmaximierung 
vorwarfen, erheben sie diese 
nun in den Rang uneigennützi-
ger Wohltäter. Das eine ist so 
überzogen wie das andere. 
Längst ist auch dem letzten 
Automanager klar geworden, 
dass der Branche ohne gesell-
schaftliche Akzeptanz die Exis-
tenzgrundlage wegbricht. An-
dererseits kann kein Unterneh-
men so uneigennützig sein, 

dass es seine originären Ge-
schäftsinteressen ignoriert. 
Das gilt auch bei der Elektro-
Mobilität.

Zweistellige Milliardenbe-
träge investiert allein Mercedes 
in die E-Technologie – in der le-
gitimen Erwartung, im Gegen-
zug möglichst viele E-Fahrzeu-
ge zu verkaufen, die die im-
mensen Ausgaben wieder ein-
spielen. Das aber gelingt am 
besten, wenn die Konkurrenz 
durch andere Technologien ge-

ring ist und der Druck auf die 
Verbraucher zum Kauf eines 
 E-Autos wächst. Das bisher ge-
plante EU-weite Verbot neuer 
Verbrenner ab 2035 war eine 
Wettbewerbsbeschränkung, 
die es nicht nur Mercedes, son-
dern auch anderen E-Herstel-
lern erlaubte, schon jetzt die 
Investitionen in die Ver-
brennertechnologie herunter-
zufahren und die Marktchan-
cen der E-Autos zu steigern.

Eine ganz andere Frage ist, 

Von Klaus Köster

Seltsame Allianz 
fürs E-Auto
Klimapolitiker berufen sich beim Kampf gegen E-Fuels 
auf die Autoindustrie – eine schwierige Verbindung.

i Leitartikel

i Die Karikatur

Weißer Rauch Karikatur: Tomicek

i Kurz berichtet
n Von Norbert Wallet 
und Rebekka Wiese

Berlin. Es könnte ein Kompro-
miss sein. Nach der Kritik an 
der Wahlrechtsreform hat der 
SPD-Bundestagsabgeordnete 
Axel Schäfer am Wochenende 
einen neuen Vorschlag ge-
macht. Er regt an, die Fünf-Pro-
zent-Hürde abzusenken: auf 
vier Prozent. Das erklärte er in 
einer Stellungnahme, über die 
die „Süddeutsche Zeitung“ als 
erstes berichtet hatte. 

Dass die Grundmandats-
klausel gestrichen worden sei, 
habe „aus allen Richtungen zu 
erheblicher Kritik geführt, die 
wir ernst- und aufnehmen 
müssen“, schreibt Schäfer 
demnach, um seinen Vorstoß 
zu begründen. Die Fünf-Pro-
zent-Hürde zu senken, würde 
es Parteien erleichtern, auf den 
Mindestanteil an Zweitstim-
men zu kommen, der nötig ist, 
um in den Bundestag einzuzie-
hen. Das betrifft Parteien, die 
die Fünf-Prozent-Hürde nur 
knapp übertroffen (CSU) oder 
sogar verfehlt (Linke) haben.

Die Linken-Co-Vorsitzende 
Janine Wissler äußerte sich 
verhalten zu dem Vorstoß. „Die 
Absenkung der Fünf-Prozent-
Hürde ist eine Möglichkeit, die 
durch die Wahlrechtsreform 
der Ampel geschaffenen Prob-

leme ein Stück weit zu schlie-
ßen“, sagte Wissler. „Das Ziel 
jeder Wahlrechtsreform muss 
sein, dass möglichst wenige 
Stimmen verloren gehen.“ Sie 
betonte: „Dennoch würde das 
Problem bleiben, dass womög-
lich Wahlkreise nicht in den 
Bundestag einziehen und gan-
ze Städte und Regionen nicht 

vertreten sind.“ Der Vorschlag 
zeige, dass es innerhalb der Re-
gierung Bedenken gegen die 
Abschaffung der Grundman-
datsklausel gebe.

Noch kritischer äußerte sich 
Thorsten Frei (CDU), Parla-
mentarischer Geschäftsführer 
der Unionsfraktion und Bun-
destagsabgeordneter für den 

Schwarzwald-Baar-Kreis sowie  
das Obere Kinzigtal. „Die Koali-
tion hat ein Wahlrecht be-
schlossen, das verfassungs-
rechtlich prekär ist und unserer 
Demokratie schadet“, sagte 
Frei. „Die hektischen Repara-
turversuche, die sie nun im 
Nachgang unternimmt, unter-
streichen das noch einmal 

deutlich.“ Die Fünf-Prozent-
Hürde und die Grundmandats-
klausel hätten sich grundsätz-
lich bewährt, so Frei: „Das 
Hauptübel des Vorschlags der 
Koalition ist die Entpersonali-
sierung des Wahlrechts.“

Skeptisch äußerte sich auch 
Till Steffen, Parlamentarischer 
Geschäftsführer der Grünen-
Fraktion und Obmann der 
Wahlrechtskommission im 
Bundestag. „Die Absenkung 
der Fünf-Prozent-Hürde ist 
bisher nicht Gegenstand der 
Gespräche“, sagte Steffen. „Ich 
gebe zu bedenken, dass diese 
scheinbare Lösung gleichzeitig 
weitere Probleme in der Folge 
nach sich führen kann.“

In Fachkreisen gab es hin-
gegen Zuspruch für Schäfers 
Vorschlag. Sophie Schönber-
ger, Professorin für Öffentli-
ches Recht an der Heinrich-
Heine-Universität in Düssel-
dorf, sagte: „Ich halte auch die 
Wahlrechtsreform, wie sie nun 
beschlossen wurde, für völlig 
unproblematisch und verfas-
sungskonform. Aber für viele 
hat sie ein politisches Ge-
schmäckle, weil der Vorwurf im 
Raum steht, die Regierungs-
parteien wollten ihren politi-
schen Gegner schaden.“ Das 
ließe sich mit Schäfers Idee 
ausräumen und sei einfach um-
setzbar, so Schönberger.

Bringt ein Kompromiss die Lösung?
Ein SPD-Abgeordneter schlägt vor, die Fünf-Prozent-Hürde einfach auf vier Prozent zu senken. Doch viel Unterstützung bekommt 
er für seine Idee aus dem Bundestag nicht. Kritiker befürchten unter anderem eine „Entpersonalisierung des Wahlrechts“.

Der Bundestag soll schlanker werden – über das Wie scheiden sich die Geister. Foto: Michael Kappeler/dpa

Klimaschützer wollen  
nicht aufgeben
Berlin. Nach dem Scheitern 
des Berliner Volksentscheids  
wollen die  Klimaschützer 
nicht klein beigeben. „Es ist 
schade für alle Menschen in 
Berlin. Wir machen natürlich 
weiter, wir kämpfen weiter“, 
sagte Jessamine Davis, Spre-
cherin des Bündnisses „Klima-
neustart“. dpa

Kuba „wählt“ 
Parlament
Havanna. Im  Karibikstaat Ku-
ba ist eine Parlamentswahl oh-
ne Oppositionskandidaten ab-
gehalten worden. Für 470 Sitze 
standen genau 470 Kandidaten 
zur Auswahl, die vorab von 
staatlichen Kommissionen ab-
gesegnet worden waren – in 
Kuba ist nur die Kommunisti-
sche Partei zugelassen. dpa

Tausende Migranten 
erreichen Italien
Rom. Sehr viele Migranten ma-
chen sich trotz der hochgefähr-
lichen Überfahrt über das Mit-
telmeer weiter auf den Weg 
nach Europa. Allein an diesem 
Wochenende kamen nach An-
gaben aus Rom 5573 Men-
schen an den süditalienischen 
Küsten an.  dpa

Riexinger fordert 
neue Linke-Spitze
Berlin. Der frühere Linke-Chef 
Bernd Riexinger hat sich für 
eine neue Führung der Bundes-
tagsfraktion ausgesprochen. 

„Wir brauchen neue Leute an 
der Fraktionsspitze, in der die 
alten Blockbildungen keine Rol-
le mehr spielen“, sagte er. AFP

Bernd Riexinger Foto: dpa/Jutrczenka

London/Berlin. Härte gegen 
Moskau, Milde bei Freunden: 
Mit Verweis auf die Folgen des 
russischen Kriegs gegen die Uk-
raine prangert Amnesty Inter-
national Doppelmoral an. „Die 
entschlossene Reaktion des 
Westens auf Russlands Aggres-
sion gegen die Ukraine steht in 
scharfem Kontrast zu einem 
beklagenswerten Mangel an 
sinnvollen Maßnahmen gegen 
schwerwiegende Verletzungen 
durch einige ihrer Verbünde-
ten, darunter Israel, Saudi-Ara-
bien und Ägypten“, kritisiert 
die Menschenrechtsorganisa-

tion in ihrem  Jahresbericht. 
Scharfe Kritik gab es auch am 
brutalen Vorgehen der irani-
schen Regierung gegen 
Demonstranten sowie an Ein-
schüchterungsversuchen mit 
Gewalt und Drohungen aus 
China.

„Russlands Invasion in der 
Ukraine ist ein erschreckendes 
Beispiel dafür, was passieren 
kann, wenn Staaten glauben, 
sie könnten internationales 
Recht missachten und Men-
schenrechte ohne Konsequen-
zen verletzen“, sagte Amnesty-
Generalsekretärin Agnès Calla-

mard. „Die Reaktionen auf 
Russlands Invasion in der 
 Ukraine haben uns gezeigt, was 
getan werden kann, wenn der 
politische Wille vorhanden ist.“ 
Callamard forderte, diese Maß-
nahmen mit harten Sanktionen 
müssten eine Blaupause sein 
für Menschenrechtsverletzun-
gen. Dass der Westen mit 
zweierlei Maß messe, habe es 
Ländern wie China, Ägypten 
und Saudi-Arabien ermöglicht, 
Kritik an ihrer Menschen-
rechtsbilanz zu umgehen, zu 
ignorieren und abzulenken, be-
tonte Amnesty. dpa

Kritik an Doppelmoral
Amnesty International lobt das harte Vorgehen gegen Moskau – wünscht sich 
diese Entschlossenheit jedoch auch bei Verbündeten.
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